


Anlage 4 
 
1. Planungsgebiet 
 
Das Planungsgebiet liegt am ehemaligen Westbahnhof zwischen dem Bahngelände 
der Gäubahn und der Rotenwaldstraße im Stadtbezirk Stuttgart-West. Es umfasst die 
Gebäude Rotenwaldstraße 132, 140, 146, 148, 152, 154, 156, 158 und Westbahn-
hof 7. 
Das Plangebiet hat eine Größe von ca. 2,7 ha. 
 
 
 
2. Geltendes Recht und andere Planungen 
 
Bauleitplanung 
 
Es gilt der Bebauungsplan Im Vogelsang/Westbahnhof II (Stgt 933), 1994/15. Es sind 
Baufelder festgesetzt, welche eingeschränkte Gewerbegebiete (GE 1 bis 3) und ein 
Kerngebiet (MK1) ausweisen.  
 
Im Flächennutzungsplan (FNP) 2010 der Landeshauptstadt Stuttgart ist das Gebiet 
als gewerbliche Baufläche dargestellt.  
 
 
Andere Planungen 
 
Der Gebietstypenplan sieht überwiegend die Sicherung der Flächen für Arbeitsstät-
ten (Gebietstyp IV) vor. 
 
Nach der geltenden Vergnügungsstättensatzung (Textbebauungsplan „Vergnü-
gungseinrichtungen und andere im Inneren Stadtgebiet“) sind im Gebietstyp IV Ver-
gnügungsstätten ausnahmsweise zulässig. 
 
Auf die Baumschutzsatzung der Landeshauptstadt Stuttgart wird verwiesen. 
 
Das Gebäude Westbahnhof 7 ist ein Kulturdenkmal gemäß § 2 DSchG.  
 
Das Plangebiet liegt in der Außenzone des Heilquellenschutzgebiets für die staatlich 
anerkannten Heilquellen in Stuttgart-Bad Cannstatt und Stuttgart-Berg. Die Rechts-
verordnung zum Schutz der Heilquellen vom 11. Juni 2002 ist zu beachten. 
 
 
 
3. Verfahren 
 
Das Bebauungsplanverfahren soll als vereinfachtes Verfahren gemäß § 13 BauGB 
durchgeführt werden. 
 
Die Anwendung dieses Verfahrens ist möglich: 

- Durch die beabsichtigte Änderung des Bebauungsplans 1994/15 werden die 
Grundzüge der Planung nicht berührt. Die städtebauliche Absicht, hier Flächen 



für Gewerbe im Sinne des zu ändernden Bebauungsplans Stgt 933 bereitzuhal-
ten, bleibt erhalten.  
 

- Durch den Bebauungsplan wird nicht die Zulässigkeit von Vorhaben vorbereitet 
oder begründet, die einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglich-
keitsprüfung (UVP) nach dem UVPG-Gesetz bedürfen. 
 

- Es sind keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 (6) Nr. 7 b 
BauGB genannten Schutzgüter (z. B. FFH-Gebiete, Vogelschutzgebiete) vor-
handen. 

 
 
 
 

I.I 4. Grund für die Aufstellung des Bebauungsplans  

 
In dem geltenden Bebauungsplan sind Gewerbegebiete gem. § 8 BauNVO und ein 
Kerngebiet gem. § 7 Baunutzungsverordnung festgesetzt; in diesem Bebauungsplan 
ist festgesetzt, dass Vergnügungsstätten nur ausnahmsweise zulässig sind. Durch 
die Ansiedlung eines großen Spielcenters ist eine Negativentwicklung des Gewerbe-
gebiets zu befürchten.  
Die heute vorhandene Mischung der baulichen Nutzung, sowohl im Kerngebiet als 
auch im Gewerbegebiet entspricht der gewollten städtebaulichen Entwicklung und 
Ordnung am Rand von Stuttgart. Um diese Nutzung insbesondere für Geschäfts-, 
Büro- und Verwaltungsgebäude, Dienstleistungen und zum Teil für Einzelhandelsbe-
triebe und produzierendes Gewerbe zu erhalten, ist eine planungsrechtliche Sicher-
stellung erforderlich. Im Bebauungsplan sollen deshalb weitergehende Nutzungsfest-
legungen im Sinne der Baunutzungsverordnung getroffen werden, welche die An-
siedlung von städtebaulich unerwünschten Nutzungen vollständig ausschließt. Dazu 
gehören neben Spielhallen auch Bordelle, welche nach der BauNVO als Gewerbebe-
trieb einzustufen sind. Mit dieser Maßnahme wird einer Niveauabsenkung des Ge-
biets, dem so genannten „trading-down-Effekt“, entgegengewirkt. 
Wertvolle Flächen stehen so dem ortsansässigen Handwerk und den Gewerbebe-
trieben zur Verfügung und Flächen für Arbeitsstätten werden im Sinne des Gebiets-
typenplans gesichert. 
 
 
5. Planerische Konzeption 

 
Der Bebauungsplan trifft ausschließlich Festsetzungen zur Art der baulichen Nutzung 
der Gewerbegebiete und des Kerngebiets. Er wird nach Inkrafttreten zusätzlich zu 
den weitergeltenden Festsetzungen des bestehenden Bebauungsplans 1994/15 gel-
ten. 
 
Den Festsetzungen im bisher geltenden Bebauungsplan folgend, sind innerhalb der 
festgesetzten Gewerbegebiete nach § 8 BauNVO Betriebe ausgeschlossen, die das 
Wohnen wesentlich stören. Innerhalb des festgesetzten Kerngebiets nach § 7 BauN-
VO sind Tankstellen im Zusammenhang mit Parkhäusern und Großgaragen sowie 
die Ausnahmen nach § 7 (3) BauNVO, nicht zulässig.  



Mit der Bebauungsplanänderung sollen zur Sicherung der Planungsziele Vergnü-
gungsstätten gesteuert werden. Es sollen insbesondere Spielhallen und ebenso Bor-
delle ausgeschlossen werden. 
 
Durch die zusätzliche Einschränkung der baulichen Nutzung bleibt jedoch die 
Zweckbestimmung der Baugebiete gewahrt. 
 
 
 
6. Umweltbelange 
 
Der Bebauungsplan ergänzt lediglich die Festsetzungen zur Art der baulichen Nut-
zung im rechtsverbindlichen Bebauungsplan. Ein Eingriff in den Naturhaushalt ist 
nach dem Naturschutzrecht nicht gegeben. Eine Umweltverträglichkeitsprüfung ist 
nach § 13  (3) BauGB nicht erforderlich.  
Allerdings werden die Belange des Umweltschutzes im weiteren Verfahren ermittelt, 
bewertet und in die Abwägung eingestellt. 
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